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Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Menschenrechte in Deutschland und der Deutschen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Riedel (Frankfurt), 
Dr. Czaja, Dr. Marx (Kaiserslautern), Frau Kalinke, 
Frau Klee, Dr. Hauser (Sasbadi), Stahlberg 
und Genossen 
— Drucksache VI/448 — 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, 
für Arbeit und Sozialordnung und für innerdeutsche Beziehun- 
gen beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Wie ist der Sachstand hinsichtlich der in der Beantwortung der 
Bundesregierung vom 15. Juli 1969 — Drucksache V/4599 — zu 
den Fragen 1 und 2 der Kleinen Anfrage — Drucksache 
V/4336 — in Aussicht gestellten Entscheidung über Art und 
Zeitpunkt einer Verwendung des damals nur noch „redaktio- 
neller Vorbereitungen“ bedürftigen Memorandums über die 
Menschenrechte in Deutschland und der Deutschen? 


Bei dem Stand der Vorarbeiten über die der damalige Parla- 
mentarische Staatssekretär des Bundesministers des Auswärti- 
gen mit Schreiben vom 15. Juli 1969 — Drucksache V/4599 — 
berichtet hat, ist die Frage nach Art und Zeitpunkt der Verwen- 
dung des Memorandums in erster Linie in ihrem politischen 
Zusammenhang zu betrachten. 

Als der Gedanke eines solchen Memorandums geformt wurde 
und die Arbeiten an ihm begannen, war nicht zu erkennen, daß 
wir uns jetzt in einer Lage befinden würden, in der Gespräche 
über eine Normalisierung der Verhältnisse in allen Lebensbe- 
reichen zwischen den Regierungen der beiden Staaten in 
Deutschland ins Auge gefaßt werden. Ob es zu einer Zeit, in der 
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es unmittelbare Kontakte zwischen den in der Hauptsache be- 
troffenen amtlichen Stellen gibt, zweckmäßig wäre, generelle 
Erklärungen abzugeben, bedarf genauer Abwägung der Vor- 
und Nachteile. 


2. Wie lautet die Entscheidung der Bundesregierung über die 
Frage der Darstellung der menschenrechtlichen Situation, in 
der sich diejenigen Deutschen, die in Gebieten unter fremder 
Verwaltung leben, befinden? 


Hierfür gilt sinngemäß das in der Beantwortung der Frage 1. 
Gesagte. 


3. Strebt die Bundesregierung Initiativen bei Verhandlungen mit 
den Regierungen osteuropäischer Staaten an, die eine deutsche 
Hilfe für die Deutschen in den unter fremder Verwaltung ste- 
henden Gebieten zum Ziel haben oder sieht sie Möglichkeiten, 
durch zwischenstaatliche Vereinbarungen — etwa mit der pol- 
nischen Regierung — Hilfeleistungen für die genannte Bevölke- 
rungsgruppe zu erreichen? 


Das in dem vorbezeichneten Schreiben vom 15. Juli 1969 zu der 
damaligen Frage Nr. 3 Gesagte gilt auch heute noch. 

Bekanntlich hat die Bundesregierung umfassende Gespräche mit 
der Regierung der Volksrepublik Polen aufgenommen. Wir be- 
finden uns noch im Anfang dieser Gespräche, die sich vermut- 
lich noch über einen längeren Zeitraum erstrecken werden. In 
ihnen wird eine Vielzahl von Problemen zur Sprache kommen. 
Es würde den vereinbarten vertraulichen Charakter der Ge- 
spräche, der im Interesse der Sache liegt, verletzen, wenn die 
Bundesregierung jetzt öffentlich auf Einzelheiten eingehen 
wollte. 


4. Gedenkt die Bundesregierung — da sie es im Bericht zur Lage 
der Nation im gespaltenen Deutschland versäumt hat — in einer 
künftigen Erklärung (oder in der Beantwortung dieser Kleinen 
Anfrage) die Anwendung oder Nichtanwendung der Menschen- 
und Gruppenrechte gegenüber den etwa 1 Million Deutschen, 
die in den unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebieten leben, darzustellen? 


In den Materialien der Bundesregierung zum Bericht zur Lage 
der Nation — Drucksache VI/223 — hat die Bundesregierung 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß ihr die Probleme der aus- 
serhalb der Bundesrepublik Deutschland und der DDR leben- 
den Deutschen bekannt sind, daß sie sich zu ihnen aber in ande- 
rem Zusammenhang äußern würde. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/490 


Die Entscheidung darüber, wann und wo sich die Bundesregie- 
rung äußern wird, steht naturgemäß in engem Zusammenhang 
mit dem zu Fragen 2. und 3. Gesagten. Die Bundesregierung 
kann sich insoweit nicht festlegen, weil diese Entscheidung 
durch die künftige Entwicklung mitbestimmt werden wird, diese 
aber noch nicht zu übersehen ist. 


Ralf Dahrendorf 
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